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Ändern ngsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
— Drucksachen 12/3803, 12/7303 — 


Entwurf eines Einführungsgesetzes zur Insoivenzordnung (EGInsO) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Nach Artikel 105 wird folgender Artikel 105 a eingefügt: 

, Artikel 105 a 

Änderung des Verbraucherkreditgesetzes 

Nach § 13 des Verbraucherkreditgesetzes in der im Bundesge- 
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 402-6, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch. . ., wird folgender § 
13 a eingefügt: 

„§ 13 a 
Mithaftung 

(1) Hat sich eine Person, die im Familienverband oder in Haus- 
halts- und Wirtschaftsgemeinschaft mit dem Kreditnehmer lebt, 
als Mitschuldner oder Bürge für einen Kredit des Schuldners 
verpflichtet, ohne über ein entsprechend der Höhe des Kredits 
erhebliches Einkommen oder Vermögen zu verfügen, so haftet sie 
gegenüber dem Kreditgeber nur in dem Umfang, in dem sie selbst 
aus der Verpflichtung einen unmittelbaren Vorteil zieht. 

(2) Absatz 1 findet auch bei einer gewerblichen oder beruf- 
lichen Zweckbestimmung des Kredits Anwendung. " ' 

Bonn, den 20. April 1994 

Hans-Ulrich Klose und Fraktion 


Begründung umseitig 
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Begründung 

Aus Kreditsicherungszwecken ist eine Mithaftung von Ehegatten, 
Lebensgefährten, Kindern oder sonstigen dem Schuldner nahe- 
stehenden Personen weit verbreitet, obwohl sie selber die Ver- 
pflichtung nicht erfüllen können. Nach der Antwort der Bundes- 
regierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD zur Ver- 
schuldung privater Haushalte (Drucksache 12/5477) verlangen 
die Kreditinstitute bei Konsumentenkrediten, die verheirateten 
Kreditnehmern gewährt werden, bei zwei Dritteln der Verträge 
die Mitunter Schrift des Ehegatten. Die besondere Schutzbedürf- 
tigkeit der dem Schuldner nahestehenden Personen ergibt sich 
daraus, daß sie häufig in Anspruch genommen werden, obwohl 
sie sich lediglich aus Gründen ihrer familiären oder anderen 
engen Beziehungen und ohne eigenen Vorteil verpflichtet haben. 
Eine Inanspruchnahme soll deshalb ausgeschlossen sein, wenn 
die Mithaftenden aus der Verbindlichkeit keinen unmittelbaren 
Nutzen ziehen, weil der Kredit z.B. der Ablösung eines anderen 
vor Herstellung der Beziehung gewährten Kredits dient oder 
Geschäftsschulden des Ehepartners betrifft. Bei Krediten, die 
während einer laufenden Lebensgemeinschaft für gemeinsame 
Anschaffungen aufgenommen werden, dürfen die Mitverpflich- 
teten dementsprechend nur in dem Umfang herangezogen wer- 
den, in dem sie auch an den Vorteilen der Anschaffung partizi- 
pieren. 
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